
4

Schweiz Freitag, 20. September 2024

DieGewinnerundVerliererdesMindestlohns
Frauen profitieren, Junge bleiben arbeitslos: Studie deckt die Folgen des höchsten SchweizerMindestlohns auf.

Julian Spörri, Genf

In den Kantonen Basel-Stadt,
Neuenburg, Jura undTessin gilt
er schon, in den Städten Zürich
und Winterthur kommt er
ebenfalls: derMindestlohn.Am
höchsten ist er aber ganz am
westlichstenZipfel der Schweiz,
imKantonGenf.Hier verdienen
alle mindestens 24.32 Franken
pro Stunde (monatlich 4400
Franken). Die Einführung des
Mindestlohnswarwieanderswo
mit grossen Hoffnungen (Ge-
werkschaften) respektiveÄngs-
ten (Arbeitgeber) verbunden.
Würde sich die Arbeitslosigkeit
erhöhen? Und wie entwickeln
sich die Saläre?

Genf steckt mitten in der
wissenschaftlichen Aufarbei-
tung dieser Fragen. Ein Team
um José Ramirez erstellt vier
Studien. Im ersten Bericht kam
derGenferWirtschaftsprofessor

zumSchluss, dass sich derMin-
destlohnnicht signifikantaufdie
Arbeitslosigkeit in der Gesamt-
bevölkerung ausgewirkt hat.

Der zweite, gestern vorge-
stellte Bericht bestätigt den Be-
fund – liefert aberdifferenzierte
Ergebnisse für einzelne Bevöl-
kerungsgruppen.

Jungeverlieren
ihrenVorteil
Die gute Nachricht gibt es für
Frauen:DerMindestlohnerhöh-
te die Wahrscheinlichkeit, dass
sie alsArbeitsloseeineStellefin-
den, und zwar um 6,5 Prozent
im Vergleich zu den Männern.
DamitwerdeetwadieHälfteder
geschlechterspezifischenUnter-
schiede wettgemacht, erklärt
Ramirez.Dennheutzutageblei-
ben Frauen im Schnitt länger
arbeitslos als Männer. Das liegt
daran,dassweiblichdominierte
Berufsfelder häufiger schlecht

bezahlt sind.Gibt es einenMin-
destlohn, steigendieAnreize für
arbeitslose Frauen, eine Stelle
anzunehmen.

Wegen des Mindestlohnes
länger für die Jobsuche brau-
chen dagegen junge Erwachse-
ne undMenschen ohneMaturi-
tätsabschluss. Bei den 18- bis
25-Jährigen ging die Chance,
der Arbeitslosigkeit zu entflie-
hen, um 11,1 Prozent zurück.
DieszeigendieDatenderRegio-
nalen Arbeitsvermittlungszent-
ren (RAV) in Genf, Bern, Frei-
burg und der Waadt aus dem
Zeitraum Juli 2018 bis März
2023 – also 28 Monate vor und
nach Einführung des Genfer
Mindestlohns.

Für junge Erwachsene sei
der SprungausderArbeitslosig-
keit normalerweise einfach, er-
klärtRamirez.DerMindestlohn
mache ihren Vorteil zunichte:
Jungekönnennichtmehr zu tie-

ferenLöhneneingestelltwerden
als erfahrenere Personen.

Davide De Filippo von der
Gewerkschaft SIT kritisiert an
der Pressekonferenz, dass Ar-
beitgeber von jungenErwachse-
nen «immer mehr Kompeten-
zenundvorgängigeErfahrung»
einfordern.Er appelliert andie-
se, den Jungen eine Chance zu
geben.DerPräsidentdesGenfer
Gewerbeverbandes, Pierre-
AlainL’Hôte, betont seinerseits,
man müsse «wachsam» blei-
ben, wie der Mindestlohn ver-
schiedene Bevölkerungsgrup-
penbetreffe.Esgelte zudem,die
zwei ausstehendenBerichte zur
Lohn- und Stellenentwicklung
abzuwarten.

BaldwiederThema
inBundesbern
DiekantonaleWirtschaftsdirek-
torinDelphineBachmann (Mit-
te) freut sich aus Sicht der Frau-

en über die Resultate, macht
aber klar: «Für junge undweni-
ger gut ausgebildete Menschen
habenwir echteArbeit voruns.»

Ungemachdrohtderweil aus
Bern.Mitte-StänderatErichEtt-
lin brachte imParlament seinen
Vorstoss durch, der kantonale
Mindestlöhne aushebeln will,
wenn es in einer Branche einen
verbindlichen Gesamtarbeits-
vertrag (GAV)mit tieferemMin-
destlohn gibt. Die bundesrätli-
cheVernehmlassungzurUmset-
zung ging im Mai zu Ende. Im
HerbstdürftedieGesetzesände-
rung in den parlamentarischen
Kommissionen landen.

Die neuste Studie ändere
nichts an der ablehnendenHal-
tung der Genfer Regierung zur
MotionEttlin, betontBachmann
aufNachfrage.«DerVorstoss ist
aus föderalistischer Sicht ein
Problem,er greift indieAutono-
mie der Kantone ein.»

WegenRad-WM:
ZürcherLehrer
schlafen inSchulen

Francesco Benini

In Zürich werden in den kom-
mendenneunTagenviele Stras-
sen gesperrt sein wegen der
Rad-Weltmeisterschaft. Diese
Behinderung hat ungewöhnli-
che Folgen.

In dem an einer Bergkette
gelegenen Stadtzürcher Viertel
Witikon ist dieHauptstrasse, die
hinunter ins Stadtzentrum
führt, vom 25. bis zum 29. Sep-
tember gesperrt – und zwar von
5 Uhr morgens bis 19 Uhr
abends.

Mehrere Lehrerinnen und
Lehrer derWitiker Schule Loo-
ren bemerkten, dass es für sie
schwierig wird, rechtzeitig zum
Unterrichtsbeginn am Arbeits-
platz zu sein. Einige Lehrkräfte
wohnen recht weit weg von
Witikon, zum Beispiel im Zür-
cher Unterland oder an der lin-
ken – und damit entfernteren –
SeitedesZürichsees. Siebespra-
chensichundunterbreitetender
Schulleitung einen Vorschlag:
Die Schule soll für einige Tage
zumHotel werden.

AusderNotwird jetzt
ein«Happening»
«Fünf bis sechs Lehrer werden
in der Schule übernachten»,
sagt Schulleiterin ClaudiaDou-
fas. Vorgesehen ist ein Nachtla-
ger in einer Turnhalle. Die Leh-
rerinnenundLehrer versuchen,
die Phase fernab vom eigenen
Zuhause positiv anzugehen.
«SiemachennuneinHappening
daraus»,meintDoufas. Es gebe
in der SchuleDuschenund eine
Küche – «man kann gut bei uns
wohnen».

Inder zweitenWitiker Schu-
leLangmattdasselbeBild:Meh-
rere Lehrerinnen und Lehrer
fahren vom kommenden Mitt-
wochbisFreitagnichtnachHau-
se; sie nächtigen am Arbeits-
platz.AnderefindenbeiLehrer-
kollegenUnterschlupf, die inder
Nähe der Schulewohnen.

In sozialenMedienkursierte
das Gerücht, dass auch die Ge-
meinde Maur am Greifensee
ihre Schulen zu Unterkünften
umfunktioniere.Marco Schnei-
ter, Leiter Bildung, erklärt auf
Anfrage aber: «In der Schule
Maur muss entgegen anderen
Mutmassungen niemand in der
Schule übernachten.» Die
Schulleitung entschied sich für
eine andereMassnahme.

AndereSchulen lassenden
Unterrichtausfallen
AmFreitag, 27. September, gebe
es keinen Schulbetrieb inMaur,
erklärt Marco Schneiter. «Die
VollsperrungderStrassen inklu-
sive des öffentlichen Verkehrs
auf dem Gemeindegebiet über
den Mittag hinaus verunmögli-
chen einen geregelten Schulbe-
triebandiesemTag.»DieSchul-
pflege habe darum einen von
vier gesetzlichmöglichenunter-
richtsfreien Tagen auf dieses
Datumgelegt.

Die Rad-Weltmeisterschaft
in Zürich findet vom 21. bis
29. September statt. Es werden
Zehntausende Besucherinnen
und Besucher erwartet; vor al-
lem Gewerbetreibende klagen
aberüberErtragsausfällewegen
der massiven Verkehrsein-
schränkungen.

30MilliardenfürdieArmee
Das Parlament erhöht den Zahlungsrahmen.OhneMehreinnahmenwird das nicht gehen, sagt einMitte-Ständerat.

Doris Kleck

Hat es das schon mal gegeben?
Wahrscheinlich nicht. Der Na-
tionalrat hat gestern 4 Milliar-
den Franken mehr für die Ar-
mee gesprochen, als der Bun-
desrat geplanthatte.Damit ist er
aufdieLiniedesStänderats ein-
geschwenkt. Der Zahlungsrah-
men fürdie Jahre 2025bis 2028
wird von 25,8 auf 29,8 Milliar-
den Franken erhöht. Damit soll
das Ziel, dass die Armeeausga-
ben auf 1 Prozent des Bruttoin-
landproduktes anwachsen sol-
len, bereits 2030 und nicht erst
2035 erreicht werden. Dafür
notwendig sindgegenüberdem
bundesrätlichen Fahrplan zu-
sätzlich 10 Milliarden Franken
bis 2030.ZumVergleich:Fürdie
Jahre 2021 bis 2024 hatten die
eidgenössischen Räte einen
Zahlungsrahmen von 21,1 Mil-
liarden Franken gesprochen.

Ungewöhnlich ist nicht die
ErhöhungdesZahlungsrahmens
an sich, sonderndass derNatio-
nalrat auch gleich eine Gegen-
finanzierungbeschlossenhat.Er
hat eine Art Mini-Budget-Bera-
tunggemacht –undentschieden,
wodie4MilliardenFrankenein-
gespartwerden sollen.

SPundGrüneäusserten
massiveKritik
Erstens soll dieArmee imEigen-
bereich 500Millionen Franken
sparen,die für Investitionenein-
gesetztwerden sollen.Zweitens
soll bei der internationalen Zu-
sammenarbeit und beim Bun-
despersonal gekürzt werden.
Drittens sollendieKantonewe-
nigerGeldausderdirektenBun-
dessteuer erhalten. Wo genau
wie viel gespart werden soll, ist
nicht definiert. Nationalrat
Heinz Theiler (FDP/SZ) sagte,
man lasse dem Bundesrat und
den Departementen die Frei-
heit, Prioritäten zu setzen.

SVP, FDP undMitte setzten
sich mit diesem Vorschlag

durch; siehatten sich imVorfeld
bereits darauf geeinigt.DieMit-
te liess dafür ihre eigene Idee
eines 10-Milliarden-Franken-
Fonds fallen, der mit Bundes-
darlehenhätte geäufnetwerden
sollen. Dieser hätte verhindert,
dass an anderen Orten gespart
werden müsste. Unterstützt
wurde der Vorschlag von GLP,
SP undGrünen. Doch dieMitte
mochte nicht daran glauben,
dass sich diese Parteien für die
Darlehensidee bis zum Schluss
einsetzen.

SP und Grüne sparten nicht
mitKritik anderGegenfinanzie-
rung. «Sie machen die Armee
zur einzig relevanten Staatsauf-
gabe. Das ist demokratie- und
staatspolitisch bedenklich»,
sagte etwa Nationalrat Fabian
Molina (SP/ZH). Er warf den
Bürgerlichen vor, dass sie nicht
nurdieFrechheit hätten, dieAr-
meeausgaben auf dem Buckel
der ärmstenMenschen auf die-

serWelt sowie demBundesper-
sonal zuerhöhen, sondernnicht
einmaldieVerantwortungdafür
übernehmen. Denn sie würden
nicht festlegen, wo in welchem
Ausmassgespartwerdensoll. Er
rechnete vor, dass rund 3 Mil-
liarden beim Personal und der
Entwicklungshilfe gekürzt wer-
den müssten. Wobei Mitte-Na-
tionalratPiusKaufmann imAn-
schluss an die Debatte sagte,
dass er bei derEntwicklungshil-
fe eineEinsparungvon lediglich
einerMilliarde Franken für rea-
listisch halte.

Tamara Funiciello (SP/BE)
sprach von einem Schnell-
schuss. Während die Direktion
für Entwicklungs- und Zusam-
menarbeit (Deza) zwei Jahre
langan ihrerneuenStrategie ge-
arbeitet habe, beschliesse nun
der Nationalrat Kürzungen
ohne Ämterkonsultation oder
Vernehmlassung.Das sei unse-
riös. Tatsächlich steht der Ent-

scheid des Nationalrats vom
Donnerstag im Widerspruch
zum Entscheid des Ständerats
von letzterWoche zur Entwick-
lungshilfe. Die kleine Kammer
kam auf einen Entscheid vom
Juni zurück. Damals entschied
sie, zugunstenderArmee2Mil-
liarden Franken bei der Ent-
wicklungshilfe zu sparen. Da-
von wollten allen voran die
Mitte-Ständeräte nichts mehr
wissen. Der Ständerat sprach
11,27MilliardenFranken für die
nächsten vier Jahre.Darin inbe-
griffen sind 1,5MilliardenFran-
ken für die Ukraine.

Mitte-StänderatBeatRieder
begründetedieKehrtwendeda-
mit, dass aus den Anhörungen
mitExpertenklar geworden sei,
dass einmassiverEinschnitt die
«internationale Zusammen-
arbeit nachhaltig schädigen
würde». Angesprochen auf die-
sen Widerspruch sagte Mitte-
Nationalrätin Nicole Barandun

(ZH), ihrePartei arbeite aneiner
Kompromisslösung.

Nun istwiederder Ständerat
amZug.Mehrheitsmacherin ist
auch dort die Mitte. Ständerat
Erich Ettlin (Mitte/OW) sagt
deutlich: «Es geht nicht ohne
Mehreinnahmen.»DerStände-
rat hat ebenfalls gestern ent-
schieden, dass die Finanzkom-
mission eine befristete Erhö-
hung der Mehrwertsteuer für
dieArmeewieauchdie 13.AHV-
Rente, ein sogenanntes«Sicher-
heitsprozent», überprüfen soll.

Die Debatte um die Armee-
finanzierung geht also weiter.
Kommt dazu, dass der Zah-
lungsrahmen nur eine Ober-
grenzedarstellt.DieArmeewird
zwar ihre Planung an diesen
Verpflichtungskreditenausrich-
ten, aber das Geld wird erst in
der jährlichenBudgetdebatte im
Dezember effektiv gesprochen.
Gleich verhält es sich bei der
Entwicklungshilfe.

Die Armee wird im grossen Stil aufgerüstet. Bild: Keystone


